
Die Umschreibung des lnhalts der Bundesgesetze 
und die Delegation von Rechtsetzungsbefugnissen 

Georg Müller l Aus de r forma re n Definitio~ von Gesetzen al s genere/1-abstrakte 

Normen i m Geschiiftsverkehrsgesetz liess sich der Gesetzgebungsauftrag an das 

Par!ament nicht hinreichend bestimmen. Diesem Mangel soi/te ei ne materieller 

Gesetzesbegriff in der neuen Bundesverfassung Abhilfe schaffen. Aber au eh die­

ser wirft Fragen auf 

Einleitung 

Die Regelungen über die Formen der Rechtsetzung in der neuen Bundesver­

fassung enthalten Neuerungen, die überwiegend auf die Beratungen des 

Verfassungsentwurfs in den Verfassungskommissionen und den Staats­

politischen Kommissionen der beiden Rate zurückzuführen sind. Der 

Bundesrat schlug auch für diesen Bereich vor, im Wesentlichen an den bis­

herigen Begriffen und Formen festzuhalten. Ob die Bundesversammlung 

mit der Neuregelung der Erlassformen den Pfad der «Nachführung» verlas­

sen hat oder nicht, ist eigentlich n ur noch von historischer Bedeutung.1 

Mit der Umschreibung des Inhalts der Gesetze in der Bundesverfassung 

wird nicht n ur einem alten Postulat der Lehre2 Rechnung getragen, sondern 

auch der Verfassungsentwicklung in den Kantonen, die in den letzten Jah­

ren bei Total- oder Teilrevisionen materielle Gesetzesbegriffe aufgenommen 

haben.3 Lehre und Praxis operierten zum Teil schon bisher mit inhaltlichen 

Kriterien, um den Regelungsbereich der Bundesgesetze und der ihnen 

gleichgestellten Erlasse abzugrenzen.4 Die Bundesversammlung hat des­

halb wohl nur die «gelebte Verfassungswirklichkeit» festgehalten. Jeden­

falls handelt es sich bei den Bestimmungen über die Rechtsetzungsformen 

um konsensfahige Neuerungen, die keine grundlegenden Ãnderungen 

beinhalten, also um Nachführung im weiteren bzw. im politischen Sinne. 5 

2 Der Begriff des Gesetzes 

Die Bundesverfassung von 1874 kannte nur einen formellen Gesetzesbe­

griff: Als Gesetze galten alle Erlasse, die im Verfahren der Gesetzgebung 

zustande gekommen waren.6 Die Bundesversammlung konnte also alle 

Regelungen in der Form des Gesetzes erlassen: generell-abstrakte Normen 

und individuell-konkrete Anordnungen, wichtige und unwichtige Bestim­

mungen. 
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Art. 5 des Geschaftsverkehrsgesetzes, der im Rahmen der Anpassung an 

die neue Bundesverfassung auf den l. Januar 2000 aufgehoben worden ist,7 

beschrankte den Inhalt des Gesetzes auf generell-abstrakte Normen, welche 

natürlichen oder juristischen Personen Pflichten auferlegen oder Rechte 

einraumen oder die Organisation, die Zustandigkeit oder die Aufgaben der 

Behorden oder das Verfahren regeln. E s schloss al so den Erlass von generell­

konkreten Anordnungen (Allgemeinverfügungen) und individuell-konkre­

ten Verfügungen durch Gesetz aus. Ob der Bundesgesetzgeber zu einer 

solchen Definition des Gesetzes befugt war, ist bekanntlich umstritten. 8 Das 

Geschaftsverkehrsgesetz umschrieb aber im Grunde nicht den Inhalt, son­

dern n ur die Struktur des Gesetzes: E s soll Regelungen enthalten, di e si eh an 

eine unbestimmte Zahl von Adressaten richten und eine unbestimmte Zahl 

von Fallen betreffen. Dass diese Normen nach Art. 5 des Geschaftsverkehrs­

gesetzes Rechte und Pflichten begründen, andern oder aufheben oder 

Anordnungen betreffend die Organisation und das Verfahren de r Behorden 

treffen sollen, sagt über den Inhalt nichts Zusatzliches aus, fallen darunter 

doch alle Rechtsverhaltnisse, die einer Normierung zuganglich sind. Der 

Gesetzgeber hat eigentlich nur verdeutlicht, dass es sich dabei sowohl um 

Verhaltens- wie um Organisations- oder Verfahrensrecht handeln kann. 

Damit ist er ni eh t über e in en formellen Gesetzes begriff hinausgegangen. 

Weder die Verfassung von 1874 noch das Geschaftsverkehrsgesetz ent­

halten ein «Rechtsetzungsmonopol» zu Gunsten des Bundesgesetzgebers. 

Sie schliessen nicht aus, das s generell-abstrakte Normen auch von anderen 

Behorden - Bundesversammlung, Bundesrat, Departemente, Anstalten, 

Gruppen oder Âmter der Bundesverwaltung sowie vom Bundesgericht -

ausgehen. Sie legen jedoch nicht fest, welche Rechtsnormen de m Gesetz vor­

behalten sind und welche durch andere Organe erlassen werden konnen. 

Der Bundesrat wollte in seinem Entwurf für eine nachgeführte Verfas­

sung an diesem formellen Gesetzesbegrifffesthalten.9 Die Staatspolitischen 

Kommissionen und die Verfassungskommissionen der eidgenossischen 

Rate forderten jedoch eine Umschreibung des Inhalts der Gesetze, die der 

Abgrenzung von den Verordnungen dient. Man bezeichnet eine solche 

Umschreibung als «materiellen Gesetzesbegriff».10 Die wichtigen Rechts­

normen sollen qua Verfassung dem Gesetzgeber vorbehalten bleibenY Der 

Bundesrat lehnte zwar die Aufnahme eines solchen «materiellen» Geset­

zesbegriffes ab, weil die Frage nicht im Rahmen der Nachführung, sondern 

bei der Staatsleitungsreform geprüft werden sollte und weil die Um­

schreibung zu wenig prazis seiY Die Auffassung der parlamentarischen 

Kommissionen setzte sich aber durch. Deshalb statuiert Art. 164 Abs. l BV 
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den Grundsatz, dass alle wichtigen rechtsetzenden Bestimmungen in der 

Form des Bundesgesetzes zu erlassen sind, und zahlt nicht abschliessend 

auf, welche Bestimmungen dazugehoren. Die vorberatenden Kommissio­

nen13 orientierten sich bei der Formulierung des Gesetzesbegriffes an Lehre 

und Praxis undan den in de n letzten Jahren ganz oder teilweise revidierten 

Kantonsverfassungen, die ebenfalls «materielle Gesetzesbegriffe» enthal­

ten.14 Art.l64 Abs.l BV lautet wie folgt: 

«Alle wichtigen rechtsetzenden Bestimmungen sind in d er Form des Bun­

desgesetzes zu erlassen. Dazu gehoren insbesondere die grundlegenden 

Bestimmungen über: 

a. die Ausübung der politischen Rechte; 

b. die Einschriinkungen verfassungsmiissiger Rechte; 

e. die Rechte und Pflichten von Personen; 

d. den Kreis der Abgabepflichtigen sowie den Gegenstand und die Be­

messung von Abgaben; 

e. die Aufgaben und die Leistungen des Bundes; 

f die Verpflichtungen der Kantone bei der Umsetzung und beim Vollzug 

des Bundesrechts; 

g. die Organisation und das Verfahren der Bundesbehorden.» 

Die Definition ist m. E. nicht geglückt und wird wohl zu Auslegungsproble­

men führen. Mit dem Grundsatz, dass es für den Inhalt der Gesetze auf die 

« Wichtigkeit» de r Rechtsnormenen ankommt, wird zwar das wesentlichste 

Kriterium für die Unterscheidung von Gesetz und Verordnung statuiert. Die 

neueren Kantonsverfassungen, die einen materiellen Gesetzesbegriff auf­

weisen, gehen ebenfalls von diesem Kriterium aus, das sich mit Hilfe einiger 

von der Lehre und Rechtsprechung entwickelten Gesichtspunkte weiter 

konkretisieren lasst.15 Art. 164 Abs. l BV nennt jedoch anschliessend nicht 

Gesichtspunkte, die für die Abgrenzung von wichtigen und unwichtigen 

Bestimmungen massgebend sind, z. B. die Eingriffsintensitat de r Regelung, 

die Zahl der Betroffenen, die finanziellen Auswirkungen, die Bedeutung der 

Regelung für die Aufgabenteilung von Bund und Kantonen usw. Er zahlt 

vielmehr Bereiche oder Sachgebiete auf, deren Regelung als wichtig 

erscheint. Die Bundesverfassung folgt damit dem Beispiel einiger Kantons­

verfassungen,16 die damit offenbar zur Veranschaulichung des Inhalts der 

Gesetze beitragen wollenY Nicht leicht verstandlich ist allerdings, warum 

in Art.l64 Abs.l zweiter Satz BV ausgeführt wird, nur die «grundlegenden» 

Bestimmungen über die anschliessend aufgezahlten Bereiche gehorten zu 

den wichtigen und damit dem Gesetzgeber vorbehaltenen. Aus den Mate­

rialien geht hervor, dass man sich nicht darüber einig war, ob mit den 
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«Wichtigen» und den «grundlegenden» Bestimmungen etwas Unterschied­

liches oder das Gleiche gemeint ist.18 In den entsprechenden Umschreibun­

gen der neueren Kantonsverfassungen werden die Ausdrücke «Wichtig» 

und «grundlegend» als Synonyme verwendet. Ich habe den Eindruck, dass 

dies auch der Sinn von Art. 164 Abs. l Satz 2 BV ist, soll damit doch klarge­

stellt werden, dass nicht alle Normen, die eines der (nicht-abschliessend) 

aufgezahlten Gebiete betreffen, zu den «Wichtigen» ( oder e ben «grund­

legenden») gehoren, das s e s al so au eh in diesen G e bieten moglich ist, auf 

der Grundlage und im Rahmen von Gesetzen Verordnungen zu erlassen.19 

Art. 69 Abs. 4 der Verfassung des Kantons Bern, de r als Vorbild diente, 20 gibt 

diesen Gedanken treffender wieder, indem er den Vorbehalt des Gesetzes 

bei den einzelnen Regelungsbereichen auf die «Grundzüge», auf ((Zweck, 

Art und Rahmen von bedeutenden kantonalen Leistungen» oder auf die 

((Anhandnahme einer neuen dauernden Aufgabe» beschrankt. Die Berner 

Definition lautet wie folgt: 

((Alle grundlegenden und wichtigen Rechtsséitze des kantonalen Rechts 

sind in der Form des Gesetzes zu erlassen. Dazu gehoren Bestimmungen, 

für welche die Verfassung ausdrücklich das Gesetz vorsieht, sowie Bestim­

mungen über 

a. die Grundzüge d er Rechtsstellung d er einzelnen, 

b. den Gegenstand von Abgaben, die Grundséitze ihrer Bemessung und 

den Kreis der Abgabepflichtigen mit Ausnahme von Gebühren in 

geringer Hohe, 

e. Zweck, Art un d Rahmen von bedeutenden kantonalen Leistungen, 

d. die Grundzüge der Organisation und d er Aufgaben der Behorden, 

e. die Anhandnahme einer neuen dauernden Aufgabe.» 

Art. 164 Abs. l BV enthalt - ahnlich wie Art. 69 Abs. 4 der Berner KV - eine 

nicht abschliessende Liste der Gebiete oder Bereiche, deren Normierung als 

wichtig gilt. Dabei wird im Wesentlichen der Stand von Lehre und Praxis 

zum Gesetzesvorbehalt - deutlich z. B. in Bst. d betreffend das Abgaberecht 

- wiedergegeben. Ein gewisses Innovationspotenzial weist moglicherweise 

Bst. a auf, weil das Bundesgericht bisher für die Regelung der Ausübung 

politischer Rechte auf offentlichem Grund keine gesetzliche Grundlage 

forderte. 21 Das gilt auch für Bst. f, wo eine Art ((foderalistisches Legalitats­

prinzip» verankert wird: Will der Bund den Kantonen Verpflichtungen bei 

der Umsetzung des Bundesrechts auferlegen - eine Aufgabe, bei deren 

Erfüllung die Kantone nach Art. 46 Abs. 2 BV über moglichst grosse Gestal­

tungsfreiheit verfügen sollen -, so muss dies in der Form des Gesetzes 

geschehen. 22 
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Die in Art. 164 Abs. l BV als «Wiehtig» bezeiehneten Gebiete über­

sehneiden sieh mehrfaeh. So umfasst eigentlieh Art. 164 Abs. l Bst. e BV, 

wonaeh zu den wiehtigen Bestimmungen diejenigen über die Reehte und 

Pfliehten von Personen gehoren, praktiseh alle übrigen Saehgebiete und 

Regelungsbereiehe des Verhaltensreehts. Dass die Einsehrankungen von 

Grundreehten einer gesetzliehen Grundlage bedürfen, statuiert bereits Art. 

36 Abs. l BV. Geht der Vorbehalt des Gesetzes für die Einsehrankungen 

«Verfassungsmassiger Reehte» in Art. 164 Abs. l Bst. b BV weiter, weniger 

oder gleich weit? Art. 34 BV gewahrleistet die politisehen Reehte als Grund­

reehte; Bestimmungen über ihre Ausübung stellen al so in de r Regel 

Einsehrankungen verfassungsmassiger Reehte dar, sind also sowohl dureh 

Art. 164 Abs. l Bst. a wie Bst. b BV erfasst. Solche Abgrenzungssehwierig­

keiten und Mehrfaehnennungen andern allerdings nichts daran, dass die 

Aufzahlung zur Veransehauliehung des Inhalts der Gesetzt beitragt. Klar­

gestellt wird damit insbesondere, dass das Erfordernis der Gesetzesform 

umfassend, namentlieh aueh im Bereich der Leistungsverwaltung, gilt. 

Die Frage der Wiehtigkeit einer Bestimmung muss aber anhand weiterer 

Kriterien beantwortet werden, selbst wenn sie zu einem Bereieh gehort, 

der in Art. 164 Abs. l Satz 2 BV erwahnt wird. 23 Um eine wertende, mate­

rienspezifisehe Beurteilung der Wiehtigkeit der einzelnen Reehtsnormen -

z. B. im Hinbliek auf ihre Bedeutung für das politisehe System oder ihre 

Akzeptanz bei den Betroffenen - wird man also aueh in Zukunft nieht 

herumkommen. 

Das hat sieh bereits bei der Beratung des neuen Bundespersonalgeset­

zes24 gezeigt. Zur Diskussion stand insbesondere, ob die Reehte und Pflieh­

ten des Bundespersonals vom Gesetz genügend umsehrie ben werden, wenn 

Ausführungsbestimmungen des Bundesrates oder Gesamtarbeitsvertrage 

wesentliehe Bestandteile des Arbeitsverhaltnisses wie Entlohnung, Teue­

rungsausgleieh, Arbeitszeit, Ferien und Urlaub regeln und zusatzliehe Ver­

pfliehtungen (z. B. Wohnsitzpflieht) oder Einsehrankungen von Reehten des 

Personals (z. B. d er Meinungsausserungsfreiheit oder des Streikreehts) vor­

sehen konnen. 25 Kann der Gesetzgeber darauf verziehten, diese Bestim­

mungen selbst zu erlassen, obwohl sie die Einsehrankungen verfassungs­

massiger Reehte, die Reehte und Pfliehten von Personen und die Leistungen 

des Bundes betreffen, also naeh Art. 164 Abs. l Bst. b, e und e BV zu den 

«gesetzeswürdigen» Regelungsbereiehen gehoren? Oder sind sie im Hin­

bliek auf die grosse Zahl der betroffenen Personen, die Intensitãt de r Betrof­

fenheit, die finanziellen Auswirkungen und die Akzeptanz - dem Bundes­

personalgesetz droht bekanntlieh das Referendum von Gewerksehaftsseite! 
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-so «Wichtig» oder «grundlegend», dass sie der Gesetzgeber selbst erlassen 

muss? Besonders umstritten war Art. 15 des Gesetzes, der wie folgt la u tet: 
1Der Arbeitgeber richtet den Angestellten ei nen Lo h n aus. Dieser bemisst 

sich nach Funktion, Erfahrung und Leistung. 
2Der Bundesrat regelt Mindestlohne. 
3Die Ausführungsbestimmungen regeln die Grundsatze der Lohnfest­

legung. 
4Sie konnen Zuschliige zum Lohn vorsehen, u m diesen an die regionale 

Arbeitsmarktlage, an die ortliche Infrastruktur und an die branchen­

spezifischen Bedürfnisse anzupassen. 
5Sie konnen einzelne Anteile des Lohnes des im Ausland eingesetzten 

Personals an di e Kaufkraft anpassen. 

Kritisiert wurde namentlich, das s der Bundesrat frei sei, bei der Bemessung 

des Lohnes den Funktions-, Erfahrungs- und Leistungsanteil festzulegen; 

der Gesetzgeber müsse vorschreiben, dass der Lohn sich zu mindestens 60% 

nach der Funktion richte. 26 Die parlamentarischen Diskussionen um die 

Regelungsdichte des Bundespersonalgesetzes ha ben aber auch gezeigt, dass 

die Umschreibung des Inhalts der Gesetze in Art. 164 Abs. l BV seine Ratio­

nalisierungsfunktion erfüllt: Die an der Gesetzgebung beteiligten Organe 

prüfen systematischer und gründlicher, ob eine Norm der Gesetzesform 

bedarf oder nicht. 

3 Der lnhalt von Verordnungen 

Die Bundesverfassung sieht den Erlass von Verordnungen durch die Bun­

desversammlung (Art.l63 Abs.l) und den Bundesrat (Art.l82 Abs.l) vor. Die 

Bundesversammlung kann ferner selbststãndige Verordnungen erlassen, 

um Massnahmen zur Wahrung der ãusseren oder inneren Sicherheit zu 

treffen, wenn ausserordentliche Umstãnde es erfordern (Art.l73 Abs.l Bst. e 

BV). Auch der Bundesrat hat die Befugnis, Verordnungen zu erlassen, um 

eingetretenen oder unmittelbar drohenden schweren Storungen der offent­

lichen Ordnung oder der inneren oder ãusseren Sicherheit zu begegnen. 

Solche Verordnungen sind zu befristen (Art. 185 Abs. 3 BV). Nach Art. 184 

Abs. 3 BV kann der Bundesrat ausserdem für bestimmte Zeit selbststãndige 

Verordnungen zur Wahrung der Interessen der Schweiz gegenüber dem 

Ausland erlassen. 

Der Inhalt der selbststãndigen, d. h. unmittelbar im Anschluss an die 

Bundesverfassung erlassenen Verordnungen wird durch die Bundesverfas­

sung festgelegt (Wahrung der ãusseren oder inneren Sicherheit, Wahrung 

der Interessen der Schweiz gegenüber dem Ausland). Bei den Verordnun-
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gen, die im Anschluss an Gesetze von der Bundesversammlung, vom Bun­

desrat, von Departementen, Gruppen oder Âmtern der Bundesverwaltung 

oder vom Bundesgericht erlassen werden, ergibt sich der Inhalt nicht aus 

der Verfassung, sondern aus den Gesetzen. Das ist konsequent: Wird der 

Inhalt des Gesetzes durch die Verfassung umschrieben, so kann diese nicht 

zugleich den Inhalt der das Gesetz konkretisierenden Verordnung bestim­

men; mit dem Regelungsbereich, der dem Gesetz vorbehalten ist, legt die 

Verfassung allerdings zugleich fest, was Gegenstand der Normierung durch 

Verordnungen sein kann. 

Lehre und Praxis unterscheiden zwischen vollziehenden und gesetzes­

vertretenden Verordnungen nach dem Mass, in welchem die Verordnung 

durch das Gesetz, an das sie anschliesst, inhaltlich vorausbestimmt und 

begrenzt wird. Die Vollziehungsverordnungen beruhen auf der Vollzugs­

kompetenz der erlassenden Behorde, die gesetzesvertretenden Verordnun­

gen auf einer Delegation des GesetzgebersY Die Abgrenzung zwischen 

diesen beiden Verordnungstypen fallt schwer. Vollziehungsverordnungen 

setzen kein «primares», sondern nur «sekundares» Recht. Sie führen Nor­

men aus, die so konkret sind, dass ihre materielle Tragweite und ihre Kon­

sequenzen erkennbar werden. Gesetzesvertretende Verordnungen ergehen 

im Anschluss an weite, sehr allgemein gehaltene Gesetzes bestimmungen 

und regeln Fragen, die grundsatzlich der Legislative zur Ordnung überwie­

sen sind.28 

Art. 182 Abs. l BV sieht vor, dass der Bundesrat rechtsetzende Bestim­

mungen in der Form der Verordnung erlasst, soweit er durch Verfassung 

oder Gesetz dazu ermachtigt ist. Diese Formulierung erfasst sowohl vollzie­

hungs- wie gesetzesvertretende Verordnungen. Mit dem Verzicht auf die 

Erwahnung der Kompetenz des Bundesrates zum Erlass von Vollziehungs­

verordnungen sollte die in der Praxis kaum durchführbare Unterscheidung 

zwischen diesen und den gesetzesvertretenden Verordnungen aufgegeben 

werden.29 Da Art.l64 Abs. 2 BV aber festlegt, dass Rechtsetzungsbefugnisse 

durch Bundesgesetz übertragen werden konnen, soweit dies nicht durch die 

Bundesverfassung ausgeschlossen ist, wird es nach wie vor Verordnungen 

geben, die auf einer Gesetzesdelegation beruhen, und solche, die der Bun­

desrat unmittelbar gestützt auf seine verfassungsrechtliche Vollzugskom­

petenz erlasst. Der Bundesgesetzgeber wird sich also auch inskünftig über­

legen müssen, ob er den Bundesrat zum Erlass bestimmter Regelungen 

ermachtigen muss, oder ob dazu die verfassungsrechtliche Befugnis zum 

Erlass von Vollziehungsverordnungen (Art.182 Abs. 2 BV) genügt. Das Bun­

desgericht wird weiterhin die schwierige Frage prüfen müssen, ob eine 
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gesetzesvertretende oder eine Vollziehungsverordnung vorliegt. Denn die 

gesetzesvertretende Verordnung muss aut einer Delegationsnorm in einem 

Bundesgesetz beruhen, wahrend die Vollziehungsverordnung sich direkt 

aut Art. 182 BV stützen kann. 

4 Das Problem der Gesetzesdelegation 

Der Entwurt des Bundesrates tür eine nachgeführte Bundesvertassung sah 

nur vor, dass die Bundesversammlung Bundesgesetze erlasst und Rechtset­

zungsbetugnisse durch Bundesgesetz übertragen werden konnen, wobei die 

ermachtigende Bestimmung die Grundzüge der Regelung testlegen muss.30 

Die Staatspolitischen Kommissionen schlugen dagegen vor, aut Bestim­

mungen in der Vertassung zu verzichten, welche die Übertragung von 

Rechtsetzungsbetugnissen an die Exekutive regeln. Mit der Umschreibung 

des Gesetzesinhalts solle verhindert werden, das s wichtige Rechtssatze von 

einem anderen Organ als von der Bundesversammlung erlassen werden. 

Im übrigen Bereich aber solle der Bundesrat eine direkt aut die Bundesver­

tassung abgestützte Ermachtigung erhalten, Verordnungen aut der Grund­

lage und im Rahmen von Vertassung und Gesetz zu erlassen.31 Die Vertas­

sungskommissionen behielten zwar den materiellen Gesetzesbegriff bei, 

nahmen aber die Bestimmung über die Gesetzesdelegation wieder aut, selt­

samerweise aut Antrag des Bundesrates, der ottenbar den grosseren Frei­

raum beim Erlass von Verordnungen nicht nutzen, sondern vermeintlich 

klarere Verhaltnisse bei der Verteilung der Rechtsetzungskompetenzen 

schaffen wollte.32 Die Kommissionsmitglieder konnten nicht davon über­

zeugt werden, dass ein Widerspruch bestehe zwischen einer Vertassungs­

norm, welche die Form des Bundesgesetzes tür alle wichtigen rechtssetzen­

den Bestimmungen vorbehalt, und einer Regelung, welche die Delegation 

dieser Rechtsetzungs betugnisse ermoglicht. 3 3 

E s bleibt otten, o b der Gesetzgeber die Betugnis hat, zum Erlass von Ver­

ordnungen zu ermachtigen, die «wichtige» oder «grundlegende» Bestim­

mungen im Sinne von Art. 164 Abs. l BV enthalten, o b dieses Recht sich nur 

aut die «Wichtigen», nicht aber die «grundlegenden» Bestimmungen 

bezieht, oder ob die in Art.l64 Abs.l BV umschriebenen Regelungsbereiche 

überhaupt nicht delegierbar sind.34 Für ein Verbot der Delegation von wich­

tigen Bestimmungen konnte man sich aut Art. 164 Abs. 2 BV beruten, de r die 

Übertragung von Rechtsetzungsbetugnissen nur zulasst, «soweit dies nicht 

durch die Bundesvertassung ausgeschlossen wird»; der Gesetzesvorbehalt 

tür wichtige Bestimmungen in Art. 164 Abs. l BV ware ein solcher Aus­

schluss der Delegation. Denkbar ware auch, eine Delegation bloss tür den 
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Fall zu verlangen, dass wichtige Bestimmungen nicht vom Gesetzgeber 

erlassen werden, weil er - z. B. mangels Sachverstand in technischen Fragen 

oder wegen der zu langen Dauer des Gesetzgebungsverfahrens- nicht das 

geeignete Regelungsorgan ist.35 Efne solche Interpretation stünde allerdings 

im Widerspruch zur Entstehungsgeschichte des Art. 164 BV. 

5 Offene Fragen 

Die neue Bundesverfassung hat im Bereich der Erlassformen Ordnung 

geschaffen und Vereinfachungen und Klarungen gebracht. Es ist zu be­

dauern, das s aus heutiger Sicht in zwei Bereichen Fragen offen b lei ben. 

Aus d er Umschreibung des Inhalts de r Gesetze in Art. 164 Abs. l BV ergibt 

sich nicht klar, wie die Abgrenzung zwischen Gesetz und Verordnung vor­

zunehmen ist. Sind alle wichtigen Bestimmungen dem Gesetzgeber vor 

behalten? O d er nu r diejenigen, di e überdies grundlegend sin d? Welche 

Bedeutung kommt der nicht-abschliessenden Aufzahlung von Bereichen zu, 

deren Regelung in die Form des Gesetzes zu kleiden ist, sofern sie sich als 

«grundlegend» erweisen? 

Das Festhalten an der Vorstellung der Gesetzesdelegation trotz Auf­

nahme eines «materiellen Gesetzesbegriffes» in die Verfassung erscheint 

widersprüchlich. Kann der Gesetzgeber auch Rechtsetzungsbefugnisse 

übertragen, die ihm an sich na eh Art.164 Abs.l BV vorbehalten sind? Darf er 

das nur dann, wenn sich das Gesetzgebungsverfahren zum Erlass wichtiger 

Bestimmungen nicht eignet? Ist die Vorstellung einer Delegation überhaupt 

vereinbar mit einer verfassungsrechtlichen Umschreibung des Inhalts von 

Gesetzen? O d er ist di e « Übertragung» von Rechtsetzungs befugnissen d ur eh 

d en Gesetzge be r n ur al s Klarstellung zu verstehen, das s e s si eh bei de n 

bezeichneten Bestimmungen nicht um wichtige oder grundlegende han­

deit? Die «Delegation» ware bei einer solchen Betrachtungsweise bloss die 

Aktualisierung der an sich schon bestehenden Befugnis der Regierung zum 

Erlass von weniger wichtigen Bestimmungen.36 

Die neue Bundesverfassung gibt auf diese Fragen keine klaren Antwor­

ten. Es bleibt deshalb der Lehre und Praxis überlassen, sie zu finden. 
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Résumé 

La nouvelle Constitution fédérale a clarifié et simplifié la question de la 

forme des actes législatifs. Il n 'en re s te pas moins que la nouvelle définition 

de la lo i, désormais «matérielle>>, n 'e s t pas formulée avec suffisamment de 

rigueur, un défaut regrettable. Le critere de l'importance, qui détermine si les 

regles de droit doivent ou no n être édictées dans la forme de la-loi, est appli­

qué de maniere contradictoire dans l'article 164 cst.: la forme de la loi est 

réservée d'une part à l'édiction de dispositions fondamentales, mais d'autre 

part, l'aspect fondamental est déterminé par domaines sectoriels et no n par 

les criteres qui fondent véritablement l'importance de la norme, tels que le 

degré d'atteinte aux droits des individus, le cercle des personnes concernées 

par la norme, ete. 

Donner une définition matérielle de la loi et maintenir simultanément la 

délégation de compétences suscite des questions de fo n d: le législateur peut-il 

déléguer les compétences législatives que l'article 164, alinéa l cst. lui réserve? 

La délégation est-elle admise dans les seuls cas ou les dispositions à édicter ne 

sont pas importantes? La définition matérielle de la loi est-elle compatible 

avec la délégation de compétences? On voit que cette nouvelle définition de la 

lo i donnée par la Constitution souleve de nombreuses interrogations. C'est à 

la doctrine et à la jurisprudence qu'il appartiendra d'y répondre. 
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